
Bebauungsplan Nr. 37 „Holthausstraße/Riedenweg“ – Neuaufstellung –  
Beschleunigtes Verfahren gen. § 13 a BauGB 
Öffentliche Auslegung vom 23.04. – 25.05.2018 (einschl.) 
___________________________________________________________________________ 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Abwägungsvorschläge 
 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben mitgeteilt, dass sie weder Anregungen noch 

Bedenken vorzubringen haben: 

1) Deutsche Telekom Technik GmbH, Osnabrück 

2) Vodafone GmbH/ Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Hannover 

3) Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 

4) Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Bezirksstelle Oldenburg-Süd, Cloppenburg 

5) Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Meppen 

 

 

 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben Anregungen vorgebracht: 

 

1) EWE Netz GmbH, Cloppenburg, E-Mail vom 19.04.2018 

 

 
 
 Abwägungsvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind bei anstehenden 

Baumaßnahmen zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 



2) Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Schreiben vom 26.04.2018 

 

 
 

 Abwägungsvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der nachrichtliche Hinweis zur Landesstraße 
wird wie gewünscht in die Planzeichnung aufgenommen. 

 

 

3) OOWV Brake, Schreiben vom 02.05.2018 

 

  

 
  

 

 

 

 



 
 

Abwägungsvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind bei anstehenden Baumaßnahmen zu 

beachten. 

 

4) Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz, 

Cloppenburg, Schreiben vom 03.05.2018 

 

 
 

Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die genannte Landesmessstelle befindet sich an der 

Sanderstraße, Nähe Hopener Mühlenbach,  in einem Abstand von ca. 300 m zum Plangebiet. Durch 

die vorliegende Planung wird die Messstelle – nach Kenntnis der Stadt Dinklage – in ihrer 

Funktionalität nicht beeinträchtigt. 

 
 

 

 

 

 



5) Landkreis Vechta, Schreiben vom 16.05.2018 

 

 
 

Abwägungsvorschlag: 

Immissionsschutz 

Dem Vorschlag wird entsprochen und die Begründung entsprechend ergänzt. Ein Hinweis auf 

die Emissionen der L 861 wird zudem in die Planzeichnung aufgenommen. Im Übrigen 

handelt es sich bei dem Plangebiet um ein gewachsenes Wohngebiet, das seit Jahrzehnten 

mit Wohnhäusern bebaut ist. Bei Vorhaben im benachbarten Gewerbegebiet ist seit jeher 

auf die Belange der Wohnbebauung in diesem Gebiet Rücksicht zu nehmen und durch 

entsprechende Gutachten zu belegen. 

 

Wasserwirtschaft 

Es handelt sich bei dem Plangebiet um ein gewachsenes Wohngebiet, das nahezu vollständig 

bebaut ist. Zur Zeit stehen keine Erschließungsarbeiten an.  Es ist aber vorgesehen, die 

Oberflächenentwässerung in diesem Gebiet in den nächsten Jahren Stück für Stück neu zu 

ordnen und Regenwasserkanäle und Rückhaltungsanlagen zu bauen. Dies wird in Absprache 

mit dem OOWV und dem Amt für Wasserwirtschaft erfolgen. Die Begründung wird 

entsprechend ergänzt. 

 

Planentwurf 

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Eingegangene Stellungnahmen von privaten Einwendern und Abwägungsvorschläge 
 
 

1) Einwender 1,  Vermerk des Bauamts der Stadt Dinklage vom 17.04.2018 

 

„Am gestrigen Tage, 16.04.2018, sprach Herr ………im Bauamt vor. Herr ……… 

Ist Eigentümer der freien Grundstücke am Wendeplatz des verlängerten Riedenwegs 

(Flurstücke 286/3 und 285/2). 

Er erklärte, dass er diese Grundstücke mit einem Doppelhaus bebauen wolle. Dies sei 

aufgrund der vorgesehenen Baugrenzen kaum möglich. 

Herr…..bittet darum, den Bauteppich auf dem Flurstück 286/3 zu vergrößern.“ 

 

Abwägungsvorschlag: 

Die Baugrenze im Planentwurf (5 m) wurde aus dem bestandskräftigen B-Plan Nr. 37 

übernommen. 

Der Anregung wird entsprochen: Die Baugrenze wird in diesem Bereich auf 3 m 

reduziert. 

 

2) Einwender 2, Vermerk des Bauamtes der Stadt Dinklage vom 08.05.2018  
 

„Am heutigen Tage sprach Herr          Friedenstraße, hier vor.  

Er sprach sich dafür aus, in den Wohnstraßen statt einer Firsthöhe von 9 m eine 

Gebäudehöhe von höchstens 8 m festzusetzen. 
Grund: Bei einer Höhe von 9 m sei ein zweigeschossiges Wohnhaus mit ausgebautem 

Staffelgeschoss mit Flachdach möglich. Dies sollte unbedingt verhindert werden.“ 

 

Abwägungsvorschlag: 

Der Anregung wird nicht entsprochen. Die höchstzulässige Firsthöhe von 9 m entspricht der 

Festsetzung in den neuen Wohngebieten von Dinklage.  Zudem ist in Nr. 5 der textlichen 

Festsetzungen geregelt, dass Wohnnutzungen oberhalb des zweiten Geschosses unzulässig 

sind. 

 

3) Einwender 3, Schreiben vom 18.05.2018 
 

 
 
 

 



  

 

 
 

 

 

Abwägungsvorschlag 

Der Anregung wird zum Teil entsprochen: Die Abgrenzung des Mischgebietes wird entsprechend des 

Ursprungsplans geändert, so dass der im südöstlichen Bereich gelegene Gewerbebetrieb vollständig 

im Mischgebiet liegt. Die angesprochenen Betriebe südlich der Friedenstraße liegen hingegen nicht 

im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 37, sondern im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 5 „Samskamp“ 

sind dort bereits als Mischgebiet bzw. Gewerbegebiet ausgewiesen. 

Der Bereich der Friedenstraße ist seit Jahrzehnten mit Wohnhäusern bebaut und deshalb faktisch  
ein Wohngebiet; einige Häuser sind genauso alt oder älter als die hier ansässigen 

Landhandelsunternehmen. Durch die laut Planung vorgesehene Reduzierung der maximal zulässigen 

Zahl der Wohneinheiten je Gebäude  wird dem Wunsch der Firma entsprochen, eine Begrenzung der 

weiteren Wohnbebauung vorzunehmen.  

Die Zulassung von 4 Wohneinheiten je Gebäude an den Sammelstraßen Holthausstraße und 

Sanderstraße entspricht dem Verdichtungskonzept der Stadt Dinklage und soll nicht geändert 

werden. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der noch bestandskräftige Bebauungsplan Nr. 37 keinerlei 

Einschränkungen hinsichtlich der Ausweitung der Wohnbebauung enthält. Die geplante 
Neuaufstellung enthält hingegen Grenzen in Bezug auf Gebäudehöhen, Zahl der Wohneinheiten und 

Versiegelungsgrad (Anwendung der neuen BauNVO). Eine Einschränkung der Betriebe im Vergleich 

zu der seit 1982  bestandskräftigen Planung erfolgt somit in keiner Weise. 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



4) Einwender 

4, Schreiben vom 22.05.2018 

 
 

 

 
 

Schreiben vom 21.01.2018 

Der erste Teil des Schreibens vom 21.01.2018 enthält Fragen zum Bebauungsplanentwurf, die durch 

den anschl. erstellten und ausgelegten Entwurf bereits beantwortet sind.  

Der 2. Teil enthält die bereits oben erwähnte Anregung  des Einwenders zur Ausweisung einer 

hinteren Baugrenze im Abstand von 5 m  auf den westlich angrenzenden Grundstücken an der 

Holthausstraße.   

Zusätzlich wurde in diesem Schreiben folgender Wunsch vorgebracht: 

 
 

Abwägungsvorschlag: 
Da auf den betroffenen Grundstücken an der Holthausstraße in der Örtlichkeit ein Wohnhaus bis auf 

4 m an die Grenze heranrückt,  wäre eine hintere Baugrenze von 5 m für die Nachbargrundstücke 
unverhältnismäßig. Außerdem wäre die beantragte Baugrenze beidseitig einzutragen; d. h. auch auf 

dem Grundstück des Einwenders, da nicht eine Seite einseitig belastet werden darf. 

Da diese Baugrenze nicht im ausgelegten Planentwurf enthalten war, konnten sich die 

Grundstücksnachbarn bisher nicht dazu äußern. Dazu müsste ihnen jetzt vor einer Änderung des 

Planes Gelegenheit gegeben werden.  



Eine Baugrenze mit 2 x 4 m wird hier eingetragen, wenn beide Seiten hiermit einverstanden sind. 

 

Die hintere Baugrenze zu den Grundstücken “Hugenkotten“ dient der Wahrung eines angemessenen 

Abstandes zwischen möglichen neuen Gebäuden in den Gärten der Grundstücke an der 

Friedenstraße und der Straße „Hugenkotten“ und damit der gegenseitigen Rücksichtnahme. Kein 

anderer Anlieger beider Straßen hat diese Baugrenze in Frage gestellt.  Sie soll im Plan verbleiben. 

 

Hinsichtlich der festgestellten Fledermäuse ist bereits ein textlicher Hinweis in der Neuaufstellung 

des Bebauungsplanes enthalten, wonach abzubrechende Gebäude und zu fällende Bäume vorab auf 
Nisthöhlen zu untersuchen sind und bei festgestelltem Fledermausbesatz das weitere Vorgehen mit 

der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen ist. 

 

Die maximale Zahl der Wohneinheiten bezieht sich jeweils auf ein Gebäude. Auf dem Grundstück des 

Einwenders sind ohne Weiteres 4 Wohneinheiten – aufgeteilt in zwei Gebäuden – möglich. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

5) Einwender 5, Schreiben vom  24.05.2018 

 

 



 

 

 

 
 

 



 

 

 
 

 

 

  



 
 

 



 
 

 



 
 

Abwägungsvorschlag 

 

Die Ausführungen des Einwenders werden zur Kenntnis genommen. Einziger Änderungswunsch ist 

die Erhöhung der Zahl der zulässigen Wohneinheiten je Gebäude für die Grundstücke an der 

Friedenstraße von den nun vorgesehenen  2 auf 4. 

 

Der Anregung des Einwenders wird nicht gefolgt. 

Begründung:  

Die Begrenzung auf zwei Wohneinheiten je Gebäude entspricht dem Wunsch der meisten Anwohner 
der Friedenstraße.  Dieser Wunsch war unter anderem ausschlaggebend für den Beschluss der 

Ratsgremien, den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 37 zu ändern bzw. neu zu fassen. 

 

Die vorhandene Baustruktur und der Charakter dieses Einfamilienhausgebietes soll auch nach dem 

Willen der Stadt Dinklage erhalten bleiben. Die Festsetzung entspricht dem zur Zeit in den 

Ratsgremien diskutierten Verdichtungskonzept, wonach in derartigen Anliegerstraßen grds. nur 

Gebäude mit maximal zwei Wohneinheiten zugelassen werden sollen. Wenn kein Bebauungsplan 

bestehen würde,  müssten sich neue Gebäude gem. § 34 BauGB nach Art und Maß in die vorhandene 

Bebauung einfügen. Auch nach dieser Vorschrift wären hier größere Mehrfamilienhäuser unzulässig. 

 
Grundsätzlich ist zwar der schonende Umgang mit Grund und Boden durch den Bau von Häusern mit 

vielen Wohnungen zu begrüßen. Durch diese Art der Bebauung kommt es aber gerade in 

gewachsenen Einfamlienhausgebieten zu Problemen: Die Mehrfamilienhäuser fügen sich in die 

vorhandene Siedlungs- und Baustruktur nicht ein. Es gibt Konflikte zwischen den alteingesessenen 

Siedlungsbewohnern und den oft wechselnden Mietparteien. So fehlt es in der Regel an ausreichend 

Parkplätzen, so dass die Siedlungsstraßen zugeparkt werden. Viele Bewohner fühlen sich durch die 

großen Nachbargebäude eingeengt.  

 

Durch eine geordnete moderate Nachverdichtung soll einem  Teil der aus diesem Wohngebiet 
stammenden Kindergeneration die Möglichkeit gegeben werden, nach Gründung einer Familie 

weiterhin in diesem Gebiet zu wohnen und sich hier wohlzufühlen. So wird einer Überalterung der 

Siedlung vorgebeugt und bestehende soziale Strukturen werden gestärkt und langfristig gesichert. 

 

Die Stadt Dinklage gibt insofern den Bedürfnissen der hier wohnenden Dinklager Vorrang vor den 

wirtschaftlichen Interessen auswärtiger Investoren. Hierzu wird darauf hingewiesen, dass in Dnklage 

gegenwärtig Grundstücke für Ein- und Zweifamilienhäuser sehr gesucht sind. Auch diese lassen sich 

derzeit gewinnbringend verkaufen oder viermieten. 

 

Die Stadt Dinkage sieht die Möglichkeit der Ansiedlung von kleineren Gewerbebetrieben an der 
Friedenstraße im Gegensatz zum Einwender durchaus positiv. Es handelt sich um ein Mischgebiet in 

Nachbarschaft zu einem Gewerbegebiet; die Entstehung eines reinen Wohngebietes ist nicht 

beabsichtigt und würde möglicherweise zu erhöhten Schutzansprüchen gegenüber der benachbarten 

Betriebe führen. 

 



Weiterhin weist die Stadt darauf hin, dass die einzelnen Grundstücksgrößen für die Bauleitplanung 

nicht entscheidend sind. Den Eigentümern bleibt freigestellt, mehrere Gebäude auf den 

Grundstücken zu errichten – unter Einhaltung der gesetzlichen Abstände. Dabei kann 

Mehrgenerationenwohnen durchaus auch in benachbarten Gebäuden stattfinden. 

 

Zu den weiteren Anmerkungen des Einwenders werden folgende Punkte klar gestellt: 

 

- Die Höhen im benachbarten Gewerbegebiet sind für diesen Bebauungsplanbereich nicht 

ausschlaggebend und berechtigen nicht dazu, ebenfalls in die Höhe zu bauen. Neue Gebäude 
sind vielmehr  auf die vorhandenen Höhen auf den Nachbargrundstücken an der Nordseite 

der Friedenstraße auszurichten.  

 

- Bei den angeführten Änderungen der B-Pläne „Gartenstraße“ und „Plaggenriehe“  ging es  

um Grundstücke, die direkt an einer Landesstraße liegen. Diese Pläne sind deshalb nicht 

vergleichbar mit dem B-Plan Nr. 37. 

 

- Der angesprochene Anlieger (Einwender 4) beantragt nicht 4 Wohneinheiten für sein 

Wohngebäude, sondern eine vierte Wohneinheit für sein Grundstück. Dies bleibt auch nach 

der Bebauungsplanänderung möglich. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 



Einwender 6 (Schreiben vom 24.05.2018) 

 

 
 

 
 

 

 



 

 
 

  



 
 

 

Abwägungsvorschlag: 

Die Ausführungen des Einwenders werden zur Kenntnis genommen. Einziger Änderungswunsch ist, 

für die Grundstücke an der Holthausstraße keine Beschränkung der Gebäudehöhe und der Zahl der 

Wohneinheiten vorzunehmen. 
 

Dieser Anregung wird nicht gefolgt. 

 

Begründung:  

Das Grundstück des Einwenders grenzt nicht nur an die Holthausstraße, sondern im Osten an die 

Hausgrundstücke der Friedenstraße und damit an ein Gebiet, in dem  nur Ein- und 

Zweifamlienhäuser vorhanden sind und auch künftig nur zulässig sein sollen. Die vorhandene 

Baustruktur und der Charakter dieses Einfamilienhausgebietes sollen erhalten bleiben. Das Gebiet 

soll vor unangemessener Nachverdichtung geschützt werden. 

Grundsätzlich ist zwar der schonende Umgang mit Grund und Boden durch den Bau von Häusern mit 
vielen Wohnungen zu begrüßen. Durch diese Art der Bebauung kommt es aber gerade in 

gewachsenen Einfamlienhausgebieten zu Problemen. Die Mietparteien wechseln häufig, so dass 

keine verlässliche Nachbarschaft aufgebaut werden kann. In der Regel fehlt es an ausreichend 

Parkplätzen, so dass die Siedlungsstraßen zugeparkt werden. Viele Bewohner fühlen sich durch die 

großen Nachbargebäude eingeengt. Derzeitige Sonnenplätze liegen dann im Schatten. 

 

Die Stadt Dinklage gibt insofern den Bedürfnissen der hier wohnenden Dinklager Vorrang vor den 

wirtschaftlichen Interessen auswärtiger Investoren. Im Übrigen war dem Einwender bzw. seinem 

Architekten bereits vor Erwerb des Grundstückes im Jahr 2017 bekannt, dass eine Änderung des 
Bebauungsplanes in Aufstellung ist, die eine Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten je Gebäude 

vorsieht; er wurde von der Stadtverwaltung explizit darauf hingewiesen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass auch Ein- und Zweifamilienhäuser sowie größere Wohnungen in 

Dinklage  gegenwärtig sehr gefragt sind und sich ebenfalls gewinnbringend verkaufen oder 

viermieten lassen. 

 

Die vom Einwender benannten Gebäude Quakenbrücker Straße 1 und Friedenstraße 14 sind unter 

den o. g. Gesichtspunkten nicht mit dem Grundstück des Einwenders vergleichbar, da in beiden 

Fällen auf den direkt angrenzenden Grundstücken keine Wohnhäuser vorhanden sind,  deren 
Bewohner beeinträchtigt werden könnten.  

 

Das Wohnhaus Holthausstraße 9 mit seinen 5 Wohneinheiten widerspricht in der Tat den 

Festsetzungen der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 37. Es passt vor allem wegen seiner 

Höhe nicht in die vorhandene Struktur des Gebiets. Dieses Gebäude ist nach den Festsetzungen  des 

„alten“ Bebauungsplanes errichtet worden und genießt Bestandsschutz. Es ist aber gleichzeitig  auch 

nach den „alten“ Grenzabstandsregelungen gebaut worden und hält einen Abstand von 1 h zu den 

Nachbargrundstücken ein. Neu zu errichtende Gebäude müssten hingegen lediglich einen Abstand 

von ½ h (i. d. R. 3 m) einhalten und würden damit die Nachbargrundstücke wesentlich mehr 

beeinträchtigen. Insofern ist auch dieses Gebäude nicht direkt mit neu beantragten Gebäuden 
vergleichbar. Die neuen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 37 sind im Übrigen zukünftig auch 

für das  Grundstück Holthausstraße 9 zu beachten (z. B. bei Erweiterungsabsichten). 


